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Rückerstattung von Sozialhilfeleistungen bei Heimplatzierung eines Kindes
Sachverhalt

Trägt die Sozialhilfe die Kosten für den Unterhalt von Fremdplatzierten Jugendlichen so kann die Sozialhilfe bei den Eltern Beiträge anfordern.
Ist die Dauer dieser Beitragsleistung an die Aufenthaltszeit gebunden ( Periodizitätsprinzip ) oder muss Rückzahlung geleistet werden, bis 
praktisch der ganze Aufenthalt zurückbezahlt worden ist? Evtl. Jahrelang?
Erwägungen

1. Die Eltern haben für den Unterhalt des Kindes aufzukommen, inbegriffen die Kosten von Erziehung, Ausbildung und Kindesschutzmassnahme (Art. 276 Abs. 1 ZGB). Ihr Beitrag richtet sich nach den Bedürfnissen des Kindes sowie ihrer eigenen Lebensstellung und Leistungsfähigkeit. Ausserdem sind Vermögen und Einkünfte des Kindes sowie der jeweilige Betreuungsbeitrag, den die Eltern erbringen, zu berücksichtigen (Art. 285 ZGB).


2. Wird ein Kind fremdplatziert, erhöhen sich in der Regel dessen Unterhaltsbedürfnisse durch die Fremdbetreuungskosten. Soweit es den Eltern aufgrund ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit möglich ist, haben sie diese Mehrkosten als Kindesschutzmassnahmekosten zu tragen. 


3. Der Unterhaltsanspruch steht dem Kind zu. Wenn es durch die Vormundschaftsbehörde nach einem Obhutsentzug gegenüber den Eltern fremdplatziert wird, geht der Unterhaltsanspruch auf das Gemeinwesen über: Der Obhutsentzug hat zur Folge, dass die Obhut auf das Gemeinwesen übergeht (BGE 128 III 9; ZVW 2002 S. 62; Martin Stettler, Garde de fait et droit de garde, ZVW 2002 S. 236 ff.), welches das Kind ja nicht selbst betreuen kann, sondern Dritten anvertrauen muss. Dadurch entsteht ein Vertragsverhältnis zwischen dem platzierenden Gemeinwesen und den Pflegeeltern oder dem Heimträger. Dementsprechend geht auch der Unterhaltsanspruch des Kindes auf das Gemeinwesen über (Art. 289 Abs. 2 ZGB).


4. Der Unterhaltsbeitrag, welcher die Eltern nach der Platzierung dem Gemeinwesen bezahlen müssen, richtet sich einerseits nach den erwähnten zivilrechtlichen Bestimmungen des Kindesrechts, andererseits nach allfälligen kantonalen Bestimmungen über die Elternbeiträge bei Heimplatzierungen. So kann in Anbetracht der Tatsache, dass alle Kinder einen grundrechtlichen Anspruch auf unentgeltlichen ausreichenden Grundschulunterricht haben (Art. 19 BV), die Unterbringung eines schulpflichtigen Kindes in einem Schulheim zu einem reduzierten beziehungsweise öffentlichrechtlich beschränkten Elternbeitrag führen, soweit es sich um Heimkosten handelt (Art. 39 Sozialhilfegesetz [SHG], sGS 381.1; Gesetz über Kantonsbeiträge an private Sonderschulen, sGS 213.95). Damit ist noch nichts ausgesagt über die Finanzierung von übrigen Bedürfnissen (z.B. Hobby), welche von diesem Elternbeitrag nicht betroffen sein müssen, sondern zusätzlich geschuldet werden, wenn das kantonale öffentliche Recht dies nicht ausschliesst, weil der Staat sämtliche Kosten übernehmen würde.

5. Wenn die Eltern in der Lage sind, die für das Kind anfallenden Unterhaltskosten unter Berücksichtigung der staatlichen Leistungen zu finanzieren, muss ihr Elternbeitrag entsprechend festgelegt werden. Kommt es zu keiner Einigung zwischen den Eltern und dem Gemeinwesen, muss der Beitrag eingeklagt werden. Je nach dem, ob es sich um eine unabhängige Unterhaltsklage handelt oder ob ein ehemaliges Scheidungsurteil mit Bezug auf den Unterhalt aufgrund veränderter Verhältnisse abzuändern sei, richtet sich die Unterhaltsklage nach Art. 279 ff ZGB oder aber nach Art. 134 ZGB (BGE 5P.108/2006; ZVW 2006 S. 312 [Publikation in ZVW in Vorbereitung]).

6. Resultiert aus dem Elternbeitrag und den Kosten der Platzierung ein monatlicher Differenzbetrag, kumuliert sich eine Schuld gegenüber der Sozialhilfebehörde, welche je nach kantonalem Recht andern Rückerstattungsregeln unterliegt. Für den Kanton St. Gallen gilt Art. 18 SHG:

Rückerstattung
a) durch die unterstützte Person

1. bei rechtmässigem Bezug

Art. 18. 

1 Wer für sich oder für Familienangehörige finanzielle Sozialhilfe bezogen hat, erstattet diese zurück, wenn sich seine finanzielle Lage gebessert hat und die Rückerstattung zumutbar ist.

2 Die Rückerstattung erstreckt sich auf finanzielle Sozialhilfe, welche die unterstützte Person für sich, für die mit ihr verheiratete Person und ihre unmündigen Kinder erhalten hat.

3 Wer für sich während der Unmündigkeit oder bis zum Abschluss einer in dieser Zeit begonnenen Ausbildung, längstens jedoch bis zur Vollendung des 25. Altersjahres, finanzielle Sozialhilfe bezogen hat, erstattet diese zurück, soweit er aus Erbschaft bereichert 

Während das Kind später allfällige Sozialhilfeleistungen nur zurückzuerstatten hat, soweit es durch Erbschaft zu Vermögen gelangt, richtet sich die Rückerstattung der unterhaltspflichtigen Eltern nach dem Prinzip der Zumutbarkeit nach Verbesserung der finanziellen Lage. Daraus folgt, dass nach Abschluss einer Heimplatzierung die Eltern aufgelaufene Sozialhilfeunterstützung nur zurückbezahlen müssen, wenn ihnen dies nebst den ordentlichen Unterhaltsaufwendungen, die ja nach der Aufhebung der Platzierung des Kindes wieder direkt ihnen anfallen, aufgrund ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit möglich ist. Finanzielle Sozialhilfe, die vor mehr als 15 Jahren geleistet wurde, wird – von hier nicht interessierenden Ausnahmen abgesehen – im Kanton St. Gallen nicht zurückgefordert (Art. 21 Abs. 2 SHG).

7. Im Übrigen verweise ich auf die Ausführungen von Cyril Hegnauer in seinem Beitrag Erhöhung des Unterhaltsbeitrages bei Heimunterbringung des Scheidungskindes, ZVW 1989 S. 136.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 19.12.2006
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